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logie der Vergangenheit durch einen neuen Rati-
onalismus zu ersetzen. Genau das tun wir mit 
diesem Gesetzentwurf.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Meine Damen und Herren, ich möchte mich an 
dieser Stelle ausdrücklich bei den Regionalräten, 
die das Verfahren von Anfang an aktiv begleitet 
und mit ihren Beschlussfassungen mit dazu bei-
getragen haben, dass die IGVP, aber auch der 
Landesstraßenbedarfsplan auf den Weg gebracht 
werden konnten.  

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Minister, ges-
tatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Remmel?  

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Ich habe leider nur noch zehn Sekunden, Herr 
Präsident.  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Wird doch nicht 
angerechnet!) 

Die würde ich gerne für meine Rede verwenden. 
Vielen Dank.  

Vizepräsident Edgar Moron: In Ordnung.  

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wichtig 
ist mir noch deutlich zu machen, dass wir auch an 
einer anderen Stelle umsteuern; denn wir werden 
im Jahre 2007 erstmalig in der Geschichte des 
Landes Nordrhein-Westfalen mehr finanzielle Mit-
tel für die Unterhaltung von Landesstraßen aus-
geben, nämlich 60,3 Millionen €, als für den Neu-
bau beziehungsweise für die Ergänzung des be-
stehenden Straßennetzes, wofür nur 60 Millio-
nen € vorgesehen sind. Ich denke, damit tragen 
wir auch unserer Verantwortung Rechnung, das, 
was bereits im Straßennetz besteht, dauerhaft zu 
erhalten. – Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, ich schließe die Beratung.  

Der Ausschuss für Bauen und Verkehr empfiehlt 
in seiner Beschlussempfehlung Drucksache 
14/2991, den Gesetzentwurf 14/1998 unverändert 
anzunehmen. Wer ist dafür? – Das sind die Koali-
tionsfraktionen von CDU und FDP. Wer ist dage-
gen? – Die Oppositionsfraktionen von SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen. Damit ist die Beschluss-

empfehlung angenommen und der Gesetzent-
wurf beschlossen.  

Tagesordnungspunkt  

14 Zweites Gesetz zur Änderung der Landes-
bauordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen  

Gesetzentwurf 
der Landesregierung  
Drucksache 14/2433 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Bauen und Verkehr 
Drucksache 14/2993 

zweite Lesung  

Ich eröffne die Beratung. – Herr Schemmer hat für 
die CDU-Fraktion das Wort, auch mit der Bitte um 
Kurzfassung.  

Bernhard Schemmer (CDU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Am Ende muss immer 
das aufgeholt werden, was über den Tag ver-
säumt worden ist. So lautet die Regel. Ob wir die 
auch bei der Änderung des § 6 Landesbauord-
nung, der sogenannten Abstandsfläche, anwen-
den können, werden wir gleich sehen.  

Ich denke, dass auf diese Änderung die Bauher-
ren, die Architekten, die Ingenieure und selbst die 
Gerichte dringend warten und dass es vor allen 
Dingen auch Zeit wird, einigen Mitarbeitern von 
Bauordnungsämtern das Spielzeug der etwas ei-
genwilligen Interpretation des bisherigen alten 
Rechts zu nehmen.  

Die Koalition der Erneuerung will Vereinfachung 
und Bürokratieabbau. Der neue § 6 definiert die 
Abstandsfläche neu und löst somit die Probleme 
der vergangenen Jahre. Dadurch war in den ver-
gangenen Jahren bei den am Bau Beteiligten viel 
Frust entstanden.  

Der Frust ist auch entstanden, weil der Verwal-
tungsgerichtshof nicht den Willen des Gesetzge-
bers umgesetzt hat, sondern Abstandsflächen, 
Schmalseitenprivileg und Außenwände recht ei-
genwillig neu definiert hat. Auf Fachtagungen zum 
Thema Abstandsflächen wurde es dann teilweise 
etwas peinlich, wenn der frühere Mitarbeiter im 
Bauministerium, Dr. Temme, und der Vorsitzende 
Richter des OVG, Dr. Schulte, für ein und diesel-
be Fragestellung mindestens zwei Antworten be-
reit hatten. Da wäre vielleicht etwas mehr Be-
scheidenheit sowohl der dritten Gewalt als auch 
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bei den Verwaltungen in Relation zum Parlament 
sinnvoll gewesen.  

Ich denke, die Diskussion über das Abstandsflä-
chenrecht bekommt nunmehr ein Ende. Wir wer-
den zu neuen Regelungen kommen, die dann 
auch jeder versteht. Dass es darüber hinaus noch 
sinnvoll wäre, andere Regelungen bis hin zu der 
Frage von Vereinigungsbaulasten neu zu regeln, 
sei am Rande erwähnt. Das Ziel haben wir er-
reicht: Wir bekommen mit der neuen gesetzlichen 
Regelung eine deutlich bürgerfreundliche Verwal-
tung. – Schönen Dank.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Herzlichen Dank, 
Herr Kollege Schemmer. – Für die SPD-Fraktion 
spricht der Kollege Röken.  

Wolfgang Röken (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die SPD-Landtagsfraktion 
begrüßt den vorliegenden Gesetzentwurf, der ja 
im Wesentlichen unter Mitwirkung der Architek-
tenkammer, der Ingenieurkammer und der kom-
munalen Spitzenverbände zustande gekommen 
ist. Er soll Rechtsklarheit in Fragen der Abstands-
flächen für Entwurfsverfasser, für Planer, für Ge-
nehmigungsbehörden und für Gerichte schaffen. 
Wir hoffen, dass es bei den Gerichten auch so 
ankommt.  

Die über die Gesetzesinitiative hinausgehenden 
Anregungen aus der Anhörung haben CDU und 
FDP zum Gegenstand eines Änderungsantrages 
gemacht. Auch diese Inhalte begrüßen wir, da 
sich in ihnen der Bausachverstand von Baukam-
mern und Verbänden widerspiegelt und sich die 
Regierungsfraktionen bei ihrem Mitwirken auf die 
Erstellung von Kopf- und Unterschriften be-
schränkt haben.  

(Beifall von der SPD) 

Meine Damen und Herren, offen geblieben ist al-
lerdings, warum die Anregungen der kommunalen 
Spitzenverbände zu Art. 2 des Gesetzes, also zu 
Fragen der Übergangsregelung, nicht von den 
Regierungsfraktionen übernommen wurden; der 
Kollege Becker hat auch darauf hingewiesen. Lei-
der konnte uns das in der Ausschusssitzung kein 
Vertreter der Regierungsfraktionen erklären.  

Der Herr Minister klärte diese peinliche Situation 
für die Antragsteller, indem er Aufklärung aus sei-
nem Hause zusagte. Das ist schon ein bezeich-
nendes Beispiel dafür, was CDU und FDP unter 
Gewaltenteilung verstehen. Der Minister, bekannt-
lich der Exekutive angehörend, musste die Aus-

gestaltung eines Antrags der Regierungskoalitio-
nen, bekanntlich Legislative, erklären. Ich sage 
nur: Ein Schelm, wer Böses dabei denkt!  

(Beifall von der SPD) 

Meine Damen und Herren, die Erklärung des Mi-
nisters zum FDP/CDU-Antrag ist uns gestern A-
bend per E-Mail zugegangen, und diese Erklärung 
erscheint uns ausnahmsweise einmal schlüssig, 
sodass die SPD-Fraktion nunmehr sowohl dem 
Gesetzentwurf als auch dem Änderungsantrag 
zustimmen wird. 

(Zurufe von CDU und FDP: Bravo!) 

Abschließend möchte ich ausdrücklich den Kam-
mern und den kommunalen Spitzenverbänden in 
diesem Zusammenhang unseren Dank für die 
Verbesserung der Landesbauordnung und dafür, 
dass sie so tüchtig Regierungsarbeit übernommen 
haben, aussprechen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Röken. – Kollege Rasche, Sie sind bis-
lang Ihrem Namen durchaus gerecht geworden. 
Ihre dritte Chance! 

Christof Rasche (FDP): Herr Präsident! Sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Im Rahmen des Koaliti-
onsvertrages haben wir uns mit unserem Koaliti-
onspartner darauf verständigt, dass die Abstands-
flächenregelung möglichst schnell vereinfacht 
wird. Dieses wird mit dem vorliegenden Gesetz-
entwurf einschließlich des eingeflossenen Ände-
rungsantrages der Koalition in die Tat umgesetzt. 

Durch die Änderung der Abstandsflächenregelung 
verbessern wir die Rechtssicherheit und erweitern 
die Möglichkeiten der Betroffenen. Die Rechte der 
Nachbarn – auch das war ein wichtiger Punkt – 
werden dabei nicht vernachlässigt. Die Anregun-
gen der Experten in der Anhörung haben wir weit-
gehend berücksichtigt. Die Reform der Landes-
bauordnung wird im nächsten Jahr fortgesetzt. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Rasche. – Jetzt noch einmal Herr Becker 
von den Grünen. Bitte schön. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Horst, gib 
dein Letztes! – Parl. Staatssekretär Manfred 
Palmen: Das ist zu wenig!) 
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Horst Becker (GRÜNE): Herr Palmen ruft wieder 
von der Regierungsbank dazwischen. Er lernt es 
nicht. 

Meine Damen und Herren! Wir können es kurz 
machen. Ich hatte im Ausschuss angekündigt: 
Wenn die Übergangsregelung so gemacht wird, 
wie die kommunalen Spitzenverbände es befür-
worten, dann würden wir dem Gesetz zustimmen; 
denn durch die Veränderungen im Entschlie-
ßungsantrag ist das besser geworden. Die Verän-
derungen sind sogar noch darüber hinaus vorge-
nommen worden. Damit haben Sie Ihre Zusage, 
das zu überprüfen, wahrgemacht. Wir werden 
dem Gesetz heute zustimmen. – Schönen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN – Zurufe von CDU 
und FDP: Oi!) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank. – Herr 
Minister Wittke, wollen Sie auch noch einmal das 
Wort? Bitte schön. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! 
Ich kann es noch kürzer machen. Gesetzentwurf 
gut, Zusammenarbeit mit den Kammern gut, Zu-
stimmung der Opposition gut. Guten Abend!  

(Heiterkeit und Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, ein versöhnlicher Ab-
schluss eines ereignisreichen Tages. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuss für 
Bauen und Verkehr empfiehlt in seiner Be-
schlussempfehlung Drucksache 14/2993, den 
Gesetzentwurf Drucksache 14/2433 in der Fas-
sung seiner Beschlüsse anzunehmen. Wer dem 
seine Zustimmung geben will, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Wer ist dagegen? – Enthal-
tungen? – Damit ist dieser Gesetzentwurf in der 
Fassung der Beschlüsse des Ausschusses für 
Bauen und Verkehr einstimmig so beschlossen 
und in zweiter Lesung verabschiedet. 

Wir kommen zu: 

15 Belastung durch Nachtflug am Flughafen 
Köln/Bonn reduzieren  

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/3031 

Eine Beratung ist heute nicht vorgesehen. Die Be-
ratung soll nach Vorlage der Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses erfolgen.  

Wir kommen deshalb unmittelbar zur Abstim-
mung. Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung 
des Antrags Drucksache 14/3031 an den Aus-
schuss für Bauen und Verkehr. Wer ist dafür? – 
Wer ist dagegen? – Enthaltungen? – Einstimmig 
so beschlossen. 

Wir kommen zu: 

16 Staatsvertrag über die Errichtung eines 
gemeinsamen Studiengangs für den Amts-
anwaltsdienst und die Errichtung eines 
gemeinsamen Prüfungsamtes für die Ab-
nahme der Amtsanwaltsprüfung 

Antrag 
der Landesregierung 
auf Zustimmung zu einem Staatsvertrag 
gemäß Art. 66 Satz 2 LV 
Drucksache 14/2849 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Hauptausschusses 
Drucksache 14/3049 

zweite Lesung  

Eine Beratung ist nicht vorgesehen.  

Ich lasse deshalb abstimmen. Der Hauptaus-
schuss empfiehlt in der Beschlussempfehlung 
Drucksache 14/3049, dem Staatsvertrag zuzu-
stimmen. Wer dem seine Zustimmung geben will, 
den bitte ich um das Handzeichen. – Wer ist da-
gegen? – Enthaltungen? – Einstimmig so be-
schlossen. 

Wir kommen zu: 

17 Beschlüsse zu Petitionen  

Übersicht 14/20 

Wird hierzu das Wort gewünscht? – Das ist nicht 
der Fall.  

Dann stelle ich gemäß § 91 Abs. 7 unserer Ge-
schäftsordnung fest, dass diese Beschlüsse zu 
Petitionen durch ihre Kenntnisnahme bestätigt 
sind. 

Meine Damen und Herren, ich berufe das Plenum 
für morgen früh um 10 Uhr wieder ein und wün-
sche Ihnen jetzt einen schönen rheinischen A-
bend. Lassen Sie sich verwöhnen vom Mittelrhein, 
den Städten Köln, Bonn und Nachbarn. 
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